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Der Vorstand tagte

Seit 10 Jahren führt die NATO 
Krieg in Afghanistan. Vor 10 
Jahren wurde auf der Peters-

berger Konferenz bei Bonn  von 
den Westmächten eine provisorische 
Regierung für Afghanistan mit Kar-
sai an der Spitze eingesetzt, deren 
Legitimation durch das afghanische 
Volke bis heute in Frage steht. Nun 
hat die Bundesregierung erneut 
diese Regierung und die kriegfüh-
renden Länder auf den Petersberg 
eingeladen, um über „politische 
Lösungen“ und „Truppenabzug“ zu 
beraten. Eine Farce! In Wahrheit will 
die Kriegsallianz den mörderischen 
Krieg weiterführen und lediglich 
über das Wie beraten.
Deshalb mobilisiert die Friedens- 
bewegung an diesen Tagen –  
3. bis 5. Dezember – nach Bonn zu 
vielfältigen Aktionen gegen diesen 
Krieg.

10 Jahre Krieg der NATO in 
Afghanistan sind 10 Jahre zuviel!

Erklärung von Mitgliedern des Euro- 
päischen Friedensforums zum 10. 
Jahrestag des Beginns des Krieges 
der NATO in Afghanistan

Seit 10 Jahren führt die NATO – an 
ihrer Spitze die USA – in Afgha-
nistan einen erbarmungslosen Krieg, 
mit dem Menschenrechte und das 
Völkerrecht missachtet werden.

Seit 10 Jahren sterben Tausende Zi-
vilisten und fallen Soldaten in die-
sem Land, werden Leid und Verwüs- 
tungen angerichtet, um strategische 
Interessen der USA und ihrer Ver-
bündeten in dieser Region durch-
zusetzen, den Zugriff auf Rohstoff- 
ressourcen zu erringen bzw. sicher-
zustellen.

Seit 10 Jahren erklärt die offizielle 
Politik – entgegen den tatsächlichen 
Entwicklungen in und um Afgha-
nistan –, dass dieser Krieg angeb-

10 Jahre Krieg – 10 Jahre zuviel!
lich dem „Kampf gegen den Terror“, 

„humanitären Zielen“, der Einfüh-
rung eines „demokratischen Staats-
wesens“ und ähnlichen hehren Zie-
len dient.

Seit 10 Jahren wird mit diesen Lügen 
der Krieg von den bürgerlichen Me-
dien – mit wenigen Ausnahmen – als 
eine zivilisatorische Mission des Wes- 
tens dargestellt.
Seit 10 Jahren versinkt dieses ge-
schundene Land immer mehr in Zer-
rüttung, Elend, Korruption und Aus-
weglosigkeit, wird es durch die west-
liche Besatzung immer mehr in einen 
blutigen Bruderzwist getrieben.

Seit 10 Jahren werden in diesem 
Krieg materielle und finanzielle Mit-
tel vergeudet, die dringend für einen 
friedlichen Aufbau des Landes ge-
braucht würden.

Wir sagen: Genug, es reicht, Schluss!

Seit 10 Jahren wird immer deutlicher, 
dass das Problem aller Probleme die-
ses Landes die ausländische Inter-
vention und Besatzung sind, die der 
Selbstbestimmung des afghanischen 
Volkes in Frieden im Wege stehen.

Wir fordern: Unverzüglichen Abzug 
aller Besatzungstruppen!
Frei werdende Mittel für Wieder-
gutmachung und friedlichen Aufbau 
einsetzen!

Diese Erklärung wird  u. a. unter-
stützt von der GBM (Deutsche Sek-
tion des Europäischen Friedens-
forums), von der ukrainischen,  der 
russischen und der bulgarischen 
Sektion des Europäischen Frie-
densforums, von der tschechischen 
Vereinigung „Soldaten gegen den 
Krieg“ sowie von der Friedens- 
initiative Bad Kleinen, dem Revolu-
tionären Freundschaftsbund Dres-
den und weiteren Friedensgruppen 
in der BRD.

In der Folge monatlicher Veranstaltungen des Berliner Alternativen Ge-
schichtsforums in der GBM-Galerie in der Berliner Weitlingstraße beant-
wortete im Oktober Prof. Dr. Herbert Graf anhand seines neuen Buches  
„Interessen und Intrigen“ (edition ost) die Frage „Wer spaltete Deutschland?“     
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Im Mittelpunkt der Vorstandssitzung 
vom 25. Oktober stand das für 2012 
beabsichtigte Tribunal, das sich mit 
der Durchsetzung der Menschen-
rechte in der Bundesrepublik befas-
sen soll. Vorbereitet werden soll es 
mit regionalen Veranstaltungen, in 
denen Verletzungen der Menschen- 
rechte konkret belegt werden, und 
mit der Bildung eines Vorbereitungs- 
komitees aus Vertretern von Mitglieds- 
organisationen des Ostdeutschen Ku-
ratoriums von Verbänden (OKV). Die 
GBM erarbeitet eine Gesamtkonzep- 
tion für Thematik und Organisation 
des Tribunals. Den Vorschlägen zu 
diesem Komplex, die vom Vorsitzen-
den,  Prof. Dr. Wolfgang Richter, be-
gründet und vom stellvertretenden 
Vorsitzenden Karl-Heinz Wendt erläu- 
tert wurden, stimmte der Vorstand  
zu.
Vor Eintritt in die Tagesordnung hatte 
der Vorstand der verstorbenen  stell-
vertretenden GBM-Vorsitzenden Dr. 
Ursula Schönfelder und des verstor-
benen langjährigen OKV-Vizepräsi-
denten Prof. Dr. Uwe-Jens Heuer eh-
rend gedacht.
Im weiteren Verlauf der Sitzung wur-
den Vorbereitungen für die diesjäh-
rige Verleihung des GBM-Menschen-
rechtspreises am 10. Dezember und 
für die Beratung mit den Sprechern 
der GBM-Ortsverbände am 17. No-

vember getroffen. Die Schatzmeiste-
rin, Dr. Gisela Hering, berichtete über 
die bisherige Erfüllung des Haus-
haltsplans 2011, die eine weitere Ver-
wirklichung der Aufgaben unserer 
Gesellschaft ermöglicht.
Zu Beginn seiner Zusammenkunft 
hatte der Vorstand sich Ausschnitte 
aus einem Dokumentarfilm „Der län-
gere Atem“ vorführen lassen, der die 
Remilitarisierung der BRD in ihren 
Anfangsjahren und den Widerstand 
dagegen darstellt. Der Film entstand 
in seiner ursprünglichen Fassung vor 
drei Jahrzehnten an der Hochschule  
für Fernsehen und Film in München, 
seine Aufführung wurde dort bisher 
verhindert. Er eignet sich jedoch gut 
für die friedenspolitische Arbeit.

G. F.
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Allen Mitgliedern der GBM, 
allen Leserinnen und Lesern wünschen wir 

ein frohes Weihnachtsfest!
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Am  7. Oktober fand die dritte Se- 
niorenkonferenz des Senioren-

politischen Netzwerkes Chemnitz 
statt. Thema war „Gesundheitsre-
form 2011 - ein weiterer Schritt zur 
Aushöhlung der sozialen Sicherungs-
systeme“.
In seiner Eröffnungsrede legte Prof. 
Dr. Fürbaß eindringlich dar, dass die 
Aushöhlung der sozialen Sicherungs-
systeme bereits 1990 unter Kohl be-
gann und später unter Schröder fort-
gesetzt wurde. Er wies dabei auf Fak-
ten hin wie zum Beispiel
– die Senkung des Rentenfaktors  
(wurde begründet mit demogra-
fischem Wandel),
– die Senkung der Vermögensteuer 
von 49% auf 42% (weniger Mittel für 
Sozialausgaben),
– die Einführung der Praxisgebühr, 
Zuzahlungen, Einschränkung der 
Leistungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung,
– die Erhöhung der Mehrwertsteuer 
auf 19 Prozent. 
Unter der von Rösler durchgeführten 

„Gesundheitsreform“ wurde zwar 
nichts verteuert, aber die Beitragsan-
teile der Arbeitgeber wurden einge-
froren, d.h. die Versicherten tragen  
jede  Beitragserhöhung allein.
Prof. Fürbaß  zog daraus den Schluss: 

„Es geht nicht um die Bekämpfung der 
Armut, sondern um die Förderung des 
Reichtums.“
Frau Dr. Volkmer (MdB-SPD-Frak-
tion und ordentliches Mitglied im 
Ausschuss für Gesundheit im Deut-

schen Bundestag) sprach in ihrem 
Vortrag leider nicht zum oben an-
geführten Thema, der Aushöhlung 
der sozialen Sicherungssysteme. Sie 
begann ihre Ausführungen mit der  
Frage: Was sind die Aufgaben der Ge-
sundheitspolitik? Kurz zusammenge-
fasst: allen Bürgern die notwendige, 
zweckmäßige und wirtschaftlich ver-
tretbare Behandlung zu ermöglichen 
und sie am medizinischen Fortschritt 
teilhaben zu lassen.

Neben Ausführungen zur Entwick-
lung des Gesundheitswesens mit An-
wendung der neuesten technischen 
Möglichkeiten (die entsprechend kos- 
tenintensiv sind!) legte sie im Fol-
genden den im Bundestag einge-
brachten Gesetzentwurf zum Versor-
gungsstrukturgesetz dar. Er umfasst 
drei Komplexe:

–  Bedarfsplanung
–  Ambulante Spezialversorgung
–  patientenrelevante Regelungen
Diese drei Komplexe wurden inhalt-
lich ausführlich erläutert und dabei 
begründet, welche Änderungen am 
Gesetzentwurf die SPD-Fraktion vor-
schlägt bzw. worum sie streitet.

In der anschließenden Diskussion ver-
glich Herr Wehner, Vizepräsident des 
Sächsischen Landtages, das heutige 
Gesundheitswesen mit dem der DDR, 
das wesentlich bürgernäher und effek- 
tiver war. Solange das bestehende  
Gesundheitssystem nur reformiert 
werde, könne es keine wirklichen Ver-

„Gesundheitsreform“ höhlt soziale Sicherung aus

Horst Wehner, 2. Vizepräsident des 
Sächsischen Landtags, bei seinen 
Ausführungen in der Chemnitzer Se-
niorenkonferenz

änderungen geben. Die vorgesehene 
Bürgerversicherung werde  diese not-
wendige Veränderung des Systems 
nicht bringen. Um die gegenwärtigen 
Probleme zu lösen sei es notwendig, 
– sich intensiv um die Niederlas-
sungen von Ärzten zu bemühen, u. a. 
Verhandlungen bereits mit den Stu-
dierenden aufzunehmen,

– die Bildung von gesundheitlichen 
Versorgungszentren zu verstärken 
(dabei gilt es noch eine Reihe recht-
licher Hürden zu nehmen),

– die Vielzahl der Vorschriften und 
Einschränkungen zu reduzieren, um 
dem medizinischen  Personal die Ar-
beit zu erleichtern.
In seinem Schlusswort wies Prof. Dr. 
Fürbaß darauf hin, dass die Einnah-
men der Krankenkassen um vieles 
höher sein können, würde die Bemes-
sungsgrenze wegfallen oder gäbe es 
einen gesetzlichen Mindestlohn statt 
Niedriglöhnen.
Unser Gesundheitswesen sei gut, aber 
die Frage ist: Können wirklich  a l l e  
daran teilhaben – leider nicht!
Seine Ausführungen schloss er mit 
dem Hinweis: Bald sind Wahlen – 
nützt die Gelegenheit, mit konkreten 
Fragen an die Kandidaten konkrete 
Antworten einzufordern!

Am 10. Oktober wertete der Sprecher-
rat die Seniorenkonferenz aus und 
kam zu dem Schluss, dass diese Kon-
ferenz viele Fragen aufgeworfen habe,  
ohne dass eine befriedigende Antwort 
gegeben wurde. Sie habe nicht den 
gewünschten Erfolg gebracht und war 
insgesamt unbefriedigend. Es wurde 
festgelegt, künftig bei der Auswahl 
der Referenten unseren Einfluss im 
Seniorenpolitischen Netzwerk stär-
ker geltend zu machen. Es sollten sol-
che Referenten eingeladen werden, 
die helfen, den Widerstand der Senio- 
ren gegen die Regierungspolitik zu 
organisieren.

Ursula Steger 
im Auftrag des Sprecherrates

Für den 10. November 2011 war 
ursprünglich im Bundestag eine 

Beratung zur Entwicklung der Ost-
renten vorgesehen. Sie wurde jedoch 
kurzfristig auf einen bis Redaktions-
schluss noch nicht benannten Termin 
verschoben.
Gegenstand des Tagesordnungs-
punktes werden die Antwort der Bun-
desregierung auf die Große Anfrage 
der SPD-Fraktion vom 13. April 2011 
(Drucksache 17/7393), zwei Anträge 
der SPD zur “Einsetzung einer Bund-
Länder-Arbeitsgruppe zur Vorberei-
tung eines Rentenüberleitungsab-
schlußgesetzes und zur Einrichtung 
eines Härtefallfonds“ (Drucksa-
che 17/6486), zu „Ost-West-Anglei-
chung von pauschal bewerteten Ver-
sicherungszeiten beim Erwerb von 
Entgeltpunkten für die Rentenversi-
cherung vornehmen“ (Drucksache 
17/6487) und ein Antrag der Links-
fraktion „Bund-Länder-Arbeitsgrup-
pe zur Korrektur der Überleitung 
von DDR-Alterssicherungen in bun-
desdeutsches Recht“ (Drucksache 
17/7034) sein.
Kurz einiges zum Inhalt dieser An-
träge.
Die Antwort der Bundesregierung 
zur Großen Anfrage ist im Prinzip 

Kämpfen wir weiter 
um gerechte Renten!

recht ausweichend. Es wird zum Teil 
auf noch unzureichende oder nicht 
vorhandene Auskunftsmaterialien 
verwiesen. Konkrete Antworten sind 
kaum zu finden.
Die Anträge der SPD befassen sich 
im Grunde genommen nur mit Teil-
bereichen der Rentenangleichung. 
So mit der Einrichtung einer Bund-
Länder-Arbeitsgruppe, die die so-
zialen Wirkungen der Rentenüber-
leitung auf Handlungsbedarf un-
tersucht, konkrete Vorschläge zur 
Ausgestaltung einer Transferleistung 
für Betroffene formuliert, soziale 
Härten genau definiert, ein Finanzie-
rungskonzept vorlegt, in dem eine 
möglichst konkrete Prognose für die 
benötigten Mittel enthalten ist,  so-
wie mit der verbesserten Anerken-
nung von Versicherungszeiten für 
die Kindererziehung, für pflegende 
Angehörige, des Wehr- und Zivil-
dienstes, der Beschäftigung in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen. 
Mit dem Antrag der Linksfraktion 
wird 20 Jahre nach deren Inkraft-

treten eine gründliche Überprüfung 
und umfassende Korrektur des Ren-
tenüberleitungsgesetzes (RÜG) und 
des Anspruchs- und Anwartschafts-
überführungsgesetzes (AAÜG) als 
angezeigt festgestellt. Die Bundes-
regierung wird aufgefordert, eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe einzu-
setzen, um die Wirkungen der bis-
herigen Rentenüberleitung zu über-
prüfen, einen Vergleich der sozia-
len Lage der Berufsgruppen in Ost 
und West im Alter vorzunehmen 
und zeitnahe Lösungsvorschläge zu 
unterbreiten. Dabei sind zu berück-
sichtigen: die Überführungslücken 
bei DDR-spezifischen Regelungen 
(Beschäftigte des Gesundheits- und 
Sozialwesens, die besondere Situa-
tion von in der DDR Geschiedenen, 
berufsbezogene Zuwendungen für 
Ballettmitglieder, Ansprüche von 
Bergleuten in der Braunkohlever-
edelung, Pflegezeiten bei Familien-
angehörigen, Zeiten für Selbstän-
dige und deren Familienangehörige, 
Zeiten im zweiten Bildungsweg und 

in Aspiranturen, Zeiten für ins Aus-
land mitreisende Ehepartner, sämt-
liche freiwilligen Beiträge zur Auf-
rechterhaltung von Rentenansprü-
chen), Versorgungsleistungen für die  
Angehörigen der Intelligenz, die Be-
schäftigten der Deutschen Reichs-
bahn und der Deutschen Post, der 
Missbrauch des Rentenrechts als  
politisches Strafrecht, der Vollzug 
des Ausgleichs zwischen den Ren-
tenwerten Ost und West innerhalb 
der nächsten fünf Jahre sowie die 
Beibehaltung der Hochwertung der 
Entgelte im Osten.
Die Finanzierungsregelungen sind 
so zu gestalten, dass sie differen-
ziert die Versichertengemeinschaft 
der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung sowie die Bundes- und Länder-
haushalte zu tragen haben. Die stu-
fenweise Angleichung des Renten-
wertes Ost an West in absehbarer  
Zeit ist aus Steuermitteln zu beglei-
chen.
Im Einzelnen können die Antwor-
ten der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der SPD-Fraktion 
sowie die Anträge in den oben ge- 
nannten Drucksachen des Deutschen 
Bundestages nachgelesen werden. 

(Fortsetzung auf Seite 3)
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Was können wir von dieser Beratung 
erwarten?
Einen Vorgeschmack auf die Debatte  
ergibt sich aus dem Auftreten des 
Ostbeauftragten der Bundesregie-
rung, Staatssekretär Dr. Bergner, bei 
einer vom DGB-Bezirk Halle-Des-
sau am 17. Oktober diesen Jahres ver-
anstalteten Podiumsdiskussion mit 
der Leiterin des Bereiches Sozial-
politik beim ver.di-Vorstand, Dr. Ju-
dith Kerschbaumer. Vehement vertrat 
Herr Dr. Bergner die Auffassung, dass 
es nur entweder die Angleichung des 
Rentenwertes an den Westwert geben 
könne oder die Beibehaltung der Ent-
geltaufwertung. Beides zusammen 
sei eine Bevorteilung der Ostrentner. 
Diese These ist jedoch längst anhand 
von etlichen realistischen Berech-
nungen widerlegt und wurde auch 
von Dr. Kerschbaumer gut begründet 
zurückgewiesen. Damit werden die 
Löhne und Gehälter in Ost und West 
vergleichbar gemacht. Und solange 
die Ostlöhne hinterherhinken, brau-
chen wir den Ausgleich bei der Ren-
tenberechnung.
In einem Interview mit der Mittel-
deutschen Zeitung hat sich Frau Dr. 
Kerschbaumer zum Rentendialog der 
Bundesregierung geäußert. Nach ih-
rer Auffassung ist davon hinsichtlich 
der Rentenangleichung nicht viel zu 
erwarten. Schließlich würde das Geld 
kosten. Zum anderen sei die betrof-
fene Klientel überschaubar.

Wir haben in den letzten Monaten mit 
unserer Markierung der Sozialgrenze, 
auch „akzente“ berichtete darüber, auf 
dieses bedeutsame Vereinigungsde-
fizit öffentlich aufmerksam gemacht 
und auf der Straße ein durchweg posi-
tives Echo erfahren. In der Sendung 

„Abendschau“ des RBB am 09. No-
vember hat sich der Regierende Bür-
germeister von Berlin, Herr Wowereit, 
dazu geäußert. Er sagte, dass tatsäch-
lich noch eine Differenz in Sachen 
Besoldung, Löhne und Renten anstel-
le der Mauer weiterhin zwischen Ost 
und West existiert. Das haben wir von 
ihm noch nie gehört.
Was müssen wir nun weiter tun?
Zunächst sollten wir die Debatte im 
Bundestag abwarten und die neuen 
oder auch „alten“ Argumente der Re-
gierungsparteien zur Kenntnis neh-
men. Vermutlich werden die Anträ-
ge in die Ausschüsse verwiesen. Wir 
sollten dann in persönlichen Schrei-
ben an die Ausschussmitglieder uns 
mit diesen Argumenten auseinander-
setzen und unsere persönlichen For-
derungen zur Beseitigung des Renten- 
unrechts – das schließlich und letzt-
endlich auch in der unterschiedlichen 
Rente in Ost und West besteht – for-
mulieren. Wir können starke Begrün-
dungen für unsere Forderungen – 
auch zur Beseitigung der Strafrenten 

– auch aus den „Abschließenden Be-
merkungen des Ausschusses für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle 

Kämpfen wir weiter um gerechte Renten!
Rechte“ des Wirtschafts- und Sozial- 
rates der UNO vom 20. Mai 2011 
in Anspruch nehmen. Dort wird im 
Punkt 22 ausgeführt:
Der Ausschuss ist besorgt über die 
Diskriminierung bei der Inanspruch-
nahme der Rechte auf soziale Sicher-
heit zwischen östlichen und west-
lichen Bundesländern, die in dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts 
vom Juli 2010 über die Versorgungs-
ansprüche ehemaliger Minister und 
stellvertretender Minister der DDR 
zum Ausdruck kommt.
Der Ausschuss fordert den Vertrags-
staat nachdrücklich auf, umgehende 

(Fortsetzung von Seite 2)

Abschied von Ursula Schönfelder
Viele Kampfgefährten versammel-
ten sich am letzten Oktobertag die-
ses Jahres auf einem Friedhof im 
Norden des Berliner Bezirks Pan-
kow, um unserer Freundin Dr. Ur-
sula Schönfelder das letzte Geleit 
zu geben. 82jährig war die stellver-
tretende GBM-Vorsitzende in der 
Nacht vom 7. zum 8. Oktober 2011 
einem tückischen Leiden erlegen. 
Tapfer hatte sie dagegen angekämpft 
– letztlich vergebens. Wir trauern um 
sie. Die schmerzliche Lücke, die sie 
hinterlässt, wird schwer zu schließen 
sein.
1929 geboren, entschloss sich Ur- 
sula Schönfelder in den Jahren des  
antifaschistisch - demokratischen  
Aufbaus im Osten Deutschlands, 
Neulehrerin zu werden. Nach Stu- 
dium und Staatsexamen wirkte sie 
als Hochschullehrerin für Marxis-
mus am Franz-Mehring-Institut der 
Leipziger Karl-Marx-Universität, 
dann als Dozentin für Philosophie 
an der Berliner Humboldt-Univer-
sität, wo sie promoviert wurde und 
sich habilitierte. Von 1978 bis 1990 
arbeitete sie in der Redaktion der 

„Einheit“, des theoretischen Organs 
des SED-Zentralkomitees.

Während sie bis dahin noch als Ho-
norardozentin an der Universität ne-
benamtlich tätig war, so war ihres 
Bleibens dort mit der „Wende“ nicht 
länger. Sie suchte und fand einen 
neuen Platz im Ringen um Frieden 
und sozialen Fortschritt, indem sie 
1993 der Gesellschaft zum Schutz 
von Bürgerrecht und Menschenwür-
de beitrat und fortan in deren Förder-
kreis „Senioren“ als Konsultantin 
aktiv wurde. Ungezählten Mitglie-
dern und Sympathisanten  der GBM 
bleibt sie als Beraterin und Helferin 
in dankbarer Erinnerung.
In der GBM-Aufbauphase war sie 
zeitweilig Geschäftsführerin. Dann 
stellte sie sich für die Tätigkeit in  
der Rechtsanwaltskanzlei Bleiberg 

& Schippert in Berlin-Charlotten-
burg zur Verfügung, von der die 
GBM Klagen gegen Rentenstraf-
recht und Rentenunrecht ausarbei-
ten und gerichtlich weiterverfolgen 
ließ. Zu den gleichen Fragen hielt sie 
Vorträge in den Ortsverbänden und in 
anderen Veranstaltungen.
Jahre hindurch, bis zu ihrem Able-
ben, war sie stellvertretende Vorsit-
zende unserer Organisation. Viele 
GBM-Mitglieder kannten sie durch 
ihr kluges Auftreten als Referentin 
und Verhandlungsleiterin auf Dele-
giertenkonferenzen und in anderen 
Versammlungen. „Uschi“ – so nann-
ten wir unsere Mitstreiterin – war 
immer ein Vorbild an unermüdlicher 
Tatbereitschaft, an Kameradschaft-
lichkeit, auch an Bescheidenheit. Für 
ihre Verdienste um die sozialen Men-
schenrechte wurde sie wiederholt 
ausgezeichnet, auch von befreunde-
ten Organisationen.
Ursula Schönfelders Tod ist für uns 
alle ein schwerer Verlust. Sie bleibt 
uns unvergessen. Sie zu ehren und 
ihr Andenken zu bewahren heißt, in 
ihrem Sinne unsere Arbeit fortzuset-
zen.

W. K./ G. F.

Unter dem Motto

„Die Welt verändern wir“
lädt der Ernst-Busch-Chor Berlin e.V.

wieder zu seinem alljährlich stattfindenden Konzert
am Samstag, dem 21. Januar, und Sonntag, dem 22. Januar 2012 

jeweils um 15 Uhr in das Haus der Wissenschaft 
und Kultur der Russischen Föderation,

Friedrichstr. 176 – 179, 10117 Berlin, recht herzlich ein.
Fahrverbindungen:

U2 und U6 bis Stadtmitte oder Bus 100 und 200
Eintrittskarten zum Preis von 10 € erhalten Sie
Dienstag bis Freitag, 14–18 Uhr an der Kasse in 

der Friedrichstraße, Tel.: 030/20 302 230
oder über Frau Jutta Bohnau, Tel.: 030/54 80 18 42

und wirksame Maßnahmen zu tref-
fen, um jede weitere Diskriminierung 
in der Höhe von Leistungen der so-
zialen Sicherheit zwischen den öst-
lichen und westlichen Bundesländern 
zu verhindern und Fälle, in denen  
eine solche Diskriminierung besteht, 
zu lösen.
Aus dieser Kritik des UNO-Ausschus-
ses an der Rentenpolitik der Bundes-
republik müssen wir etwas machen, 
mit diesem Pfund müssen wir wu-
chern.      	   

Eberhard Rehling

Einladung
Am 10. Dezember,

dem Tag der 
Menschenrechte 2011, 

verleiht die GBM in einer 
festlichen Veranstaltung 

von 10.30 bis 12 Uhr 
im Russischen Haus der 

Kultur und Wissenschaften, 
Kinosaal, in 10117 Berlin, 
Friedrichstraße 176-179

(U-Bhf. Stadtmitte)
ihren diesjährigen 

Menschenrechtspreis. 

Einlass ab 10 Uhr.

21 Mitglieder
überwiesen von Mitte Oktober 
bis Mitte November Spenden an 
die GBM. Der Vorstand bedankt 
sich herzlich.
Spenden können auf das  
Konto der GBM 0013192736 bei 
der Berliner Sparkasse, BLZ 100 
500 00, gezahlt werden.
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(Fortsetzung auf Seite 5)

Neben den Halbjahres-Mitglie-
derversammlungen und der 

satzungsgemäßen Berichtswahlver-
sammlung zur Neuwahl des Spre-
cherrates ist in unserem Ortsverband 
Berlin-Treptow seit nunmehr über 
einem Jahrzehnt eine weitere Mit-
gliederversamlung zur festen Traditi-
on geworden: das alljährliche Treffen 
des Sprecherrates im Dezember mit 
dem Aktiv der Ehrenamtlichen, für 
das jemand mal die treffende Be-
zeichnung „Dankeschön“-Veranstal-
tung erfand. Dieses Aktiv, das sind 
die rund zwei Dutzend Rentenkonsul-
tanten, Wohngebietsobleute, Verteiler 
von Einladungen und Mitteilungen, 
quasi die personelle Infrastruktur 
des GBM-Ortsverbandes, ohne die 
das Verbandsleben nicht florieren 
könnte. Inhalt dieser Jahresabschluß-
Zusammenkunft sind sowohl Jahres-
rückblick wie -vorausschau, die Wür-
digung besonderer Leistungen, in der 
Regel ein Stündchen Unterhaltsames 
und als krönender Abschluss mit den 
besten Wünschen für das neue Jahr 
ein Gläschen „Rotkäppchen“.
Wenn diese Ausgabe der „akzente“ 
bei den GBM-Mitgliedern eingetrof-
fen sein wird, ist es im „Kiezklub“ 
Rathaus Johannisthal wieder einmal 
soweit. In diesem Jahr gilt es Bilanz 

zu ziehen: War dieses Jahr, in dem un-
sere Gesellschaft ihren 20. Geburtstag 
beging, ein gutes Jahr für den Ortsver-
band Treptow?
Das Erreichte kann sich sehen lassen. 
Der GBM-OV und seine Mitglieder 
haben sich in ihrem Wirkungsgebiet 
wie in den Vorjahren hörbar und sicht-
bar überall dort eingeschaltet, wo sich 
Möglichkeiten boten, die Satzungs-
ziele unserer Gesellschaft ins Leben 
umzusetzen. Dafür ein Beispiel: das 
aktive Auftreten auf dem 19. Trepto-
wer-Köpenicker Sozialtag gemein-
sam mit dem GBM-OV Köpenick. 
Ein Kernthema war hier die Postkar-
tenaktion mit der Forderung an Kanz-
lerin Angela Merkel und die Berliner 
CDU-Abgeordnete Monika Grütters 
zur Anpassung der Ostrenten an das 
Niveau der Renten-West.
In besonderem Maße wurde in die-
sem Jahr sichtbar, dass eine ganze 
Anzahl Mitglieder unseres OVs nicht 
nur aktiv in der GBM wirkt, sondern 
sich auch in anderen regionalen ge-
sellschaftlichen Gremien engagiert 
für die Interessen der Bewohner ein-
setzt. So verlieh beispielsweise der 
Stadtbezirk Treptow-Köpenick, wie 
schon gemeldet, an unser Sprecher-
ratsmitglied Karl-Heinz Gromoll (86) 
für sein langjähriges ehrenamtliches 

Wirken (u.a. als Vorsitzender der Se-
niorenvertretung Treptow bis zur Be-
zirksfusion und danach als Stellver-
treter für Treptow-Köpenick) die Bür-
germedaille.Für langjährige und treue 
Mitgliedschaft und aktives Wirken in 
der Mieterbewegung (u.a. als Mieter-
beirat) wurde unser Mitglied Gisbert 
Schmidt (80) durch den DMB e.V. mit 
der Ehrennadel des Deutschen Mie-
terbundes in Gold geehrt. In den „ak-
zenten“ bzw. in unseren Mitgliederin-

Am 24. Oktober führte unser 
Ortsverband Chemnitz und 

Umgebung seine Mitgliederver-
sammlung durch. Als Gast sprach  
Dr. Pellmann, stellvertretender Frak-
tionsvorsitzender der Fraktion Die 
Linke im Sächsischen Landtag, Spre-
cher für Sozialpolitik, zu einigen ge-
genwärtigen Problemen unter dem 
Motto „Ist der Sozialstaat noch zu 
retten?“ 
In seinen Ausführungen wies er darauf 
hin, dass der Sozialstaat mehr und mehr 
in den Hintergrund tritt und die Bevöl-
kerung dafür zahlt, was die Politiker an-
gerichtet haben. Die Losung muss sein: 

„Wir zahlen nicht für eure Krise!“ Es 
gilt, dem Sozialabbau entgegenzuwir-
ken. 
Es ist eine erhebliche Zunahme von Ar-
mut zu verzeichnen. Während der An-
teil der Armut in der BRD insgesamt 
bei 13 Prozent liegt, liegt er in Sachsen 
bei 19 Prozent. Schlimm ist, dass von 
der Bundeskanzlerin alles von der Re-
gierung Beschlossene als „alternativlos“ 
deklariert wird. Genau das stimmt nicht, 
es gibt immer Alternativen, man muss 
sie nur wollen. 
Es entsteht der Eindruck, dass die Re-
gierung die Belastbarkeit der Bevölke-
rung austestet. Der Referent nannte da-
für Beispiele. Zum Thema Renten wies 
er darauf hin, dass die Bestandsren-
ten noch relativ gut sind, dass aber die 

heute 45- bis 65-Jährigen wesentlich 
schlechter gestellt sein werden. Das, 
was die Regierung als Grundsicherung 
ausgibt, ist eigentlich Sozialhilfeni-
veau. Weiterhin gibt es in Sachsen noch 
50 000 Frauen, die aus der Rentenüber-
leitung immer noch einen Auffüllbetrag 
erhalten. 
Die Angleichung des Rentenwertes Ost 
an den allgemeinen Rentenwert wird 
noch Jahre dauern. Es muss Schwer-
punkt des Kampfes sein, diese Annä-
herung bis 2016 zu schaffen. Die Grö-
ßenordnung der dafür benötigten Mit-
tel liegt bei ca. 5 Mrd. Euro. Angesichts 
des gegenwärtigen Finanzpokers müs-
sen wir unsere Rechte massiv einfor-
dern.
Dr. Pellmann ging weiter darauf ein, 
dass die Altersarmut zur Massener-
scheinung wird.
Die Linke hat folgende Vorschläge ein-
gebracht:
– Eine solidarische Bürgerversicherung, 
in die  a l l e  einzahlen, muss durchge-
setzt werden.

– Die Beitragsbemessungsgrenzen sind 
aufzuheben.

– Die Mindestrente muss bei 900 € lie-
gen (900 € sind gegenwärtig die Ar-
mutsgrenze).

– Die Rentenkassen werden die benötig-
ten Mittel nicht allein aufbringen, also 
muss die Mitfinanzierung aus Steuer-
mitteln gesetzlich geregelt werden.

Jubiläumsjahr mit guter Bilanz
Dankbar erinnert man sich in Ai Tu an Käthe Reichel

formationen wurden bereits die Aus-
zeichnungen von Dr. Christa Anders, 
Wolfgang Konschel, Klaus Schulz, 
Christiane Rentmeister und Käte 
Streng anläßlich des zentralen Fest-
aktes zum 20. Jahrestag der GBM 
bzw. in der Veranstaltung zum 100. 
Jahrestag des Internationalen Frauen-
tags gewürdigt.
Für das Wirken unseres OV ist nicht 
ohne Belang, welche Konsequenzen 
sich aus den Berliner Wahlen vom 18. 
September 2011 ergeben. Die NPD 
schaffte es dank Stimmverlusten nur 
noch auf zwei Sitze im Treptow-Kö-
penicker Bezirkspalament und verlor 
damit ihren bisherigen Fraktionssta-
tus, was nicht unerheblich ist; befin-
det sich deren Zentrale doch in Kö-
penick und gehen von ihr auch im 
Berliner Südosten immer wieder pro-
vokative rechtsdradikale Aktivitäten 
aus. Die Piraten sind mit vier Sit-
zen neu in der BVV vertreten. Den 
Bürgermeister stellt nach Gabriele 
Schöttler (SPD) wiederum die SPD 
mit Oliver Igel, dem mit 33 Jahren 
jüngsten Bezirksbürgermeister Ber-
lins. Die bezirkliche Ämterverteilung 
ergab zwei Stadträte für die Linken, 
darunter Ines Feierabend als Vizebür-
germeisterin und Stadträtin für Arbeit, 
Soziales und Gesundheit. Das trifft 
sich insofern gut, weil sich auf die-
sem Gebiet die größte Schnittmenge 
an Themen für ein konstruktives Zu-
sammenwirken von GBM und Be-
zirksamt ergeben. Ines Feierabend 
kann bereits auf eine erfolgreiche 
Amtsperiode zurückblicken. Im ver-
gangenen Jahr stand sie an der Spitze  
des breitgefächerten Treptow-Köpe-
nicker Bürgerprotestes zur Abwehr 
von Bestrebungen, die kommunalen 
Seniorenfreizeitstätten in freie Trä-
gerschaften überzuleiten.
Angesichts des Älterwerdens der 
noch 157 Mitglieder unseres OV 
(Durchschnittsalter: Männer 81 Jahre, 
Frauen 80 Jahre) und damit zurück-
gehender Teilnahme an den Mitglie-

Ist der Sozialstaat noch zu retten?
Zum Bereich Gesundheitswesen führte 
er aus, dass alle bisherigen Reformen 
keine wirklichen und nachhaltigen Ver-
besserungen gebracht haben. Bei der 
Ausarbeitung der Reformen haben we-
der Ärzte noch Pflegepersonal noch Pa-
tienten noch Kommunen mitgewirkt, 
sondern nur so genannte „Gesundheits-
experten“. Das Ergebnis ist eine erheb-
liche Belastung für die gesetzlich Versi-
cherten, weil Leistungen eingeschränkt, 
Praxisgebühr und erhöhte Zuzahlungen 
eingeführt wurden. Diese Maßnahmen 
sind rückgängig zu machen.
Die Linke kämpft:
– für den Wegfall der Zweiklassen- 
medizin,

– um eine Einheitskrankenkasse, gegen-
wärtig gibt es noch 140. Diese muss  
alle Bürger umfassen. Dafür sind ge-
setzliche Regelungen zu schaffen,.

– gegen weitere Privatisierungen im Ge-
sundheitswesen.
Es folgte eine lebhafte Diskussion zu 
den aufgeworfenen Problemen.
Im Anschluss wurde der Rechen-
schaftsbericht vom Vorsitzenden Die-
ter Siegert vorgetragen. Es folgten der 
Finanzbericht sowie der Bericht der 
Kassenprüfer. Diese drei Berichte wur-
den bestätigt. Danach erfolgte die Wahl 
zum Sprecherrat, der Kassenprüfer und 
der Delegierten zur Delegiertenkonfe-
renz in Berlin.         Für den Sprecherrat

Ursula Steger

Während der Chemnitzer GBM-Mitgliederversammlung
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derzusammenkünften ist der Trepto-
wer Sprecherrat bemüht, die Heraus-
gabe von „GBM Treptow informiert“, 
das jetzt bereits im 13. Jahrgang er-
scheint, als wichtiges Bindeglied 
zwischen Sprecherrat und Mitglie-
dern aufrechtzuerhalten. Im Jubilä-
umsjahr erschienen davon wieder 
drei Ausgaben mit Beiträgen und In-
formationen aus der Verbandsarbeit 
und Standpunkten zu aktuellen Pro-
blemen. In der Ausgabe Nr. 43/Ok-
tober 2011 wartete unser Mitglied  
Lore Krajewski unter der Überschrift 

„Ein Besuch in Ai Tu“, anknüpfend an 
das erfolreiche Zusammenwirken un-
seres Ortsverbandes mit dem Solida-
ritätsdienst international e.V. (SODI), 
mit einer Überraschung auf. In den 
Jahren 2001 bis 2005 hatte unser OV 
– einem Aufruf der GBM-Menschen-
rechtspreisträgerin Käthe Reichel fol-
gend – für den Wiederaufbau des im 
Vietnamkrieg dem Erdboden gleich-
gemachten Dorfes Ai Tu in einem 
fünfjährigen Spendenmarathon einen 
vierstelligen Solidaritäts-Beitrag auf-
gebracht. 2007/2008 beteiligte unser 
OV sich nochmals mit Spenden am 
Aufbau des Ho-Chi-Minh-Kindergar-
tens in Cam Tuyen.
Lore Krajewski berichtet, dass ihre  

Jubiläumsjahr mit guter Bilanz
Tochter Christina im Rahmen ihrer 
Arbeit für Global-Service nach Ko-
rea, China und kürzlich auch nach 
Vietnam kam. In Hanoi besuchte sie 
ihre Studienfreundin Mi. Mit ihr un-
terhielten sie und ihre Familie in der 
DDR freundschaftliche Beziehungen. 

„Meine Tochter“ – so Lore Krajewski – 
„erzählte Mi unter anderem, dass ihre 
Mutter in einer Gesellschaft Mitglied 
ist, die ein Objekt in Vietnam unter-
stützt. Gemeint war damit der Orts-
verband Berlin-Treptow der GBM. 
Mi war darüber sehr erfreut und orga-
nisierte eine Fahrt nach Ai Tu. Beide  
Frauen wurden von den Bewohnern 
des Ortes herzlich empfangen. Es 
wurde eine Ortsbesichtigung organi-
siert, bei der über die Hilfe aus Berlin 
ausführlich berichtet wurde. Meine  
Tochter nannten sie ‚Mamma’. Sie 
hatten auch dankbare Erinnerungen 
an Käthe Reichel, deren persönliche 
Hilfe sie nicht vergessen haben.“

„Es macht mich stolz“ – so Lore Kra-
jewski in dem Beitrag abschließend –, 

„dass ich seit 1993 Mitglied der Ge-
sellschaft zum Schutz von Bürger-
recht und Menschenwürde bin, die  
eine solche lebensnahe Solidarität ak-
tiv unterstützt.“     

   Hans-Joachim Müller 

Fortsetzung von Seite 4

So lautet die Über-
schrift einer Fo-
toreportage in der 

„jungen Welt“ vom 
22. Oktober – ein 
Bericht über das 
gelungene Kinder- 

fest, organisiert durch den Arbeits-
kreis „Solidarität“ der GBM im 
Flüchtlingsheim Raca. Doch dort 
konntet ihr nicht lesen, wie viele 
Schritte  bis dahin nötig waren, um 
eine schon für den Mai geplante 
Reise zum Erfolg zu führen.

Wir möchten uns an dieser Stelle 
bei allen von Herzen bedan-

ken, die uns nicht nur gute Wünsche 
mit auf den Weg gaben, sondern 
Geldspenden und viele, viele Sach-
spenden und Hilfe bei der Vorberei-
tung. Ich möchte stellvertretend Frau 
Schilling und Frau Hofmann nennen, 
die liebevoll Sachen für die Kinder 
einpackten, Familie Mader, deren 
Tochter kleine Geschenke anfer- 
tigte, die sich gut für Preise bei Spie-
len eigneten, Frau Meise, von der wir 
Sachen ihrer langjährigen verstor-
benen Freundin Trudchen erhielten, 
und Frau Obst, deren Keller wir nut-
zen konnten. 
Unsere langjährige Patenschaft 
zum Kinderheim in Kragujevac be-
währte sich auch dieses Mal. Wir 

fanden dort wieder ein Zuhause  
und darüber hinaus halfen uns Lei-
ter und Erzieher nun ihrerseits 
beim Vorbereiten des Kinderfestes 
im Flüchtlingsheim und spendeten 
zwei Lederbälle und anderes Spiel-
zeug. Das Kinderheim beschloss 
auch, nicht benötigtes Bettzeug 
zum Flüchtlingsheim zu bringen.
Alle Solidaritätsgüter sind wohlbe-
halten im Flüchtlingsheim Raca an-
gekommen. 
Wir waren vom 22. bis  30. Sep-
tember zu viert unterwegs. Und 
zum ersten Mal nahmen wir uns 
ausreichend Zeit, um Wünsche der 
Flüchtlingskinder bei diesen selbst 
zu erfragen und sofort zu verwirk-
lichen. Wir kauften für jedes Schul-
kind einen Rucksack  und je einen  
Fuß- und einen Volleyball für die 
Gruppe der Jugendlichen und für 
die Kleinen ein Volleyballnetz,  
Mal- und Bastelutensilien, Ge-
tränke, Süßigkeiten u.v.m.
Sozialarbeiterin Jasna, erfahren im 
Umgang mit Kindern, und Emilia, 
eine Sängerin, die durch ihren Bei-
trag Erwachsene und Kinder zu Trä-
nen rührte, als sie durch Lieder vom 
Kosovo Sehnsucht weckte, und 
Dolmetscherin Ljubinka, die auch 
Lehrerin war, sorgten alle mit für 
den Erfolg.
Besonders groß war die Begeiste-

rung beim „Topfschlagen“, dieses 
Spiel kannten Kinder und Erwach-
sene nicht. Eltern und Jugendliche 
halfen, das Fest für die Kleineren 
unvergesslich schön zu gestalten 
und hatten selbst viel Spaß. „Soli-
darität ist die Zärtlichkeit der Völ-
ker!“ – so konnten es alle bei dem 
Kinderfest erleben.
Seit November 2010 wohnen übri-
gens neun Familien aus dem Heim 
in einem Neubau am Rande der 
Stadt Raca. Ein weiterer Hausbau, 

Die Solidarität geht weiter
Schiveli  „ Auf das Leben!“  •  Eine Reise nach Raca in Serbien

wie der erste gefördert mit EU-Mit-
teln, ist geplant und hilft wenigstens 
einigen der Flüchtlingsfamilien zu 
einem menschenwürdigen Zuhause. 
Noch leben im Heim 130 Personen, 
davon fast 50 Kinder.
Sie weiter zu unterstützen ist das 
Anliegen aller, die im oder mit dem 
Arbeitskreis „Solidarität“ bei der 
GBM arbeiten. Die Kinder von Raca  
freuen sich auf den nächsten Kin-
dertag mit uns.

Gabriele Senft

Am 17. November beriet der Ge-
schäftsführende Vorstand der 

GBM mit den Sprecherratsvorsit-
zenden der Ortsverbände über die 
nächsten Aufgaben. Zu Beginn  
wurde der verstorbenen stellver-
tretenden Vorsitzenden Dr. Ursula 
Schönfelder ehrend gedacht.

Karl-Heinz Wendt, stellvertretender 
Vorsitzender, sprach über das geplante 
Tribunal gegen Menschenrechtsver-
letzungen in der Bundesrepublik, das 
in Zusammenarbeit mit den anderen 
Mitgliedsorganisationen des Ostdeut-
schen Kuratoriums von Verbänden 
vorbereitet wird, und erläuterte den 
Entwurf der Konzeption dafür. 
Der GBM-Vorsitzende, Prof. Dr. 
Wolfgang Richter, erinnerte an die 
Traditionen, die vom Nürnberger Tri-
bunal über die Russsel-Tribunale bis 
zu den Tribunalen über die NATO-
Aggression gegen Jugoslawien rei-
chen, und verwies auf die interna-
tional zunehmende Kampfansage 
demokratischer Kräfte gegen men-
schenrechtswidrige Gesellschaftsver-
hältnisse.
Erörtert wurden weiter die bevorste-
hende Verleihung des GBM-Men-
schenrechtspreises 2011 und des Frie-
denspreises 2012, mit dem der Kampf 

gegen den Neonazismus gewürdigt 
werden soll. Helga Hörning, Mitglied 
des Vorstands, informierte über Vor-
haben der Friedensbewegung, die un-
sere Mitarbeit erfordern. 
Orientiert wurde auf die GBM-Dele-
giertenkonferenz im nächsten Jahr. In 
diesem Zusammenhang wurde darü-
ber diskutiert, wie die Arbeit unserer 
Organisation trotz wachsenden Al-
tersdurchschnitts erfolgversprechend 
weitergeführt werden kann.           - isc - 

Beratung mit Sprechern der OV

Vortrag
von Felicia Langer

Die israelische Menschenrechts-
anwältin Felicia Langer, Trägerin 
des Alternativen Nobelpreises und 
des GBM-Menschenrechtspreises, 
spricht am Dienstag, dem 6. De-
zember 2011, um 19.00 Uhr im 
Ökumenischen Zentrum für Um-
welt-, Friedens- und Eine-Welt-
Arbeit, Wilmersdorfer Str. 163, 
10585 Berlin-Charlottenburg (U-
Bhf. Richard-Wagner-Platz, Bus 
M 45) zum Thema „Um Hoffnung 
kämpfen – Der lange Weg zum 
Frieden in Nahost“. Der Vortrags-
abend wird gemeinsam mit der 
Deutsch-Israelisch-Palästinensi- 
schen Freundschaftsgesellschaft 
veranstaltet.

Bei Spielen wie „Tauziehen“ gab es viel Begeisterung für alle Altersstufen
Foto: Gabriele Senft
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Am 21. Oktober eröffnete unser Vor-
standsmitglied  Dr.  P e t e r  M i c h e l  
in der Berliner GBM-Galerie die  
Ausstellung „Kunstwerke aus Ton“ 
mit Arbeiten der Keramikerin  U l l i   
W i t t i c h – G r o ß k u r t h.  In der  
von ihm verlesenen Laudatio von Dr. 
G ü n t e r  M e i e r,  den Krankheit am  
Kommen hinderte, heißt es über die 
Künstlerin:

Bei meiner Google-Suche nach 
verwertbarem Stoff über Ulli 

Wittich-Großkurth flatterte ein Arti-
kel aus dem »BLÄTTCHEN« auf den 
Bildschirm, den ich Ihnen als Einlei-
tung zu meiner Laudatio auf die Neun-
undsiebzigjährige gern präsentieren 
möchte. In seinem Verriss über das 
Künstlerlexikon der DDR – er fand 
in der Tat kein anerkennendes Wort 
für diese Edition – warf der Buch-
kritiker dem Herausgeber übelste 
Schlamperei vor. Und nun bitte auf-
merksam zuhören: »Nachzutragen für 
das Jahr 2010 wäre(n) der Tod von …
Ulli Wittich-Großkurth, Jena, die un-
ter den Konsultanten für das Lexikon 
genannt ist.« Soll heißen: Die lügen 
in diesem Lexikon schon im Vorwort. 
Liebe Ulli, ich bitte, Dich zu erheben, 
damit wir alle Deine seltsame Auf-
erstehung bewundern können. Diese 
vitale Frau ist fast 80 und noch immer 
unerschöpflich kreativ, so lebhaft, 
dass Jüngere nicht aus dem Staunen 
herauskommen. Alles, was hier in 
dieser schönen Galerie ausgebreitet 
ist, wurde in den letzten beiden Jahren 
geschaffen. Ein paar – wirklich weni-
ge – Ausnahmen sind älteren Datums. 
Und: Töpfern und freies Aufbauen 
von schweren Tonmassen zu groß-
formatigen Gartenplastiken, Pflanz-
kübeln und figurativen Montagen be-

deutet Schwerarbeit, Muskeltraining, 
einem Marathonlauf vergleichbar. 
Angesichts dieses Irrtums fragt man 
sich, auf wen der Unmut des Kriti-
kers zielte, auf die Keramikerin, auf 
den Herausgeber, der mal beim Neu-
en Deutschland Redakteur war, oder 
auf sich selbst, weil er sich aus der ge-
genwärtigen Szene ausgegrenzt fühlt.
Die erfolgreiche Künstlerin ist seit 
64 Jahren selbstständige Kunsthand-
werkerin in Jena. Ihre Werkstatt im 
Garten des elterlichen Anwesens am 
Rande der großen Stadt nannte sie 
»Töpferklause«. Und als Klausnerin, 
töpfernde Herstellerin von gebrauchs-
fähigem Alltagsgeschirr, verstand sie 
sich als Kleinserien-Produzentin, de-
ren Leistung von den Staatsbehörden 
als Produzentin von »Waren des täg-
lichen Bedarfs« eingestuft und wirt-
schaftlich geplant war.
Schon in diesen ersten Jahren ihrer 
Selbstständigkeit erweckte sie die 
Aufmerksamkeit ihrer einstigen Leh-
rer und der Kunstkritik. Sie war von 
Meister Gebauer aus Bürgel zu höchs-
ter Formstrenge und eiserner Einhal-
tung der dinglichen Qualität bei der 
Bearbeitung der Tonmasse, der Gla-
suren und des Brennregimes gedrillt 
worden. Das Gefühl für die Ästhe-
tik der Form-und-Zweck-Synthe-
se scheint bei ihr angeboren zu sein.  
Diese Anfangsjahre, in denen sie auch 
ihre Familie gründete und zwei – wie 
wir heute wissen – tüchtige und ge-
achtete Kunsthandwerker ins selbst-
ständige Leben führte, hat sie brillant 
gemeistert. Sie  blieb aber bis Mitte  
der Sechzigerjahre die Klausnerin 
für solides Gebrauchsgeschirr. Doch 
die recht strengen, dem Bauhaus-
Charme verwandten geometrischen 
Zweckformen begann sie bald mit 
einfachen Ritz- und Kerbdekoren zu 
verfreundlichen. Bauhäusliche Kera-
mik sei das, spotteten die damaligen 
Designer. Diese Kritik war damals 
schon absurd. Denn Kunsthandwerk 
und Design (was in der DDR »Indus-
trieformgestaltung« genannt wurde)  

sind damals schon zwei verschie-
dene Schuhe gewesen. Fritz Kämp-
fer, seinerzeit Direktor des Museums 
für Kunsthandwerk in Leipzig (Gras-
simuseum), arbeitete den Unterschied 
heraus: »Das Kunsthandwerk schafft 

– im Vergleich zur Industrieformge-
staltung – das Aus-Gezeichnete, zu-
gleich das Singulare, den Sonderfall, 
und damit … das Seltene. Es ist das 
zum besonderen Anlass Geschaffene. 
Es ist das Geschmückte und stets das 
Schmückende.“
Aus dem Thüringer Raum in die Welt 
der Künste trat sie erstmalig mit ih-
rer Teilnahme an der Ausstellung 
»Kunsthandwerk der DDR« in Erfurt 
1969. Der damalige Rektor der Hoch-
schule für Gestaltung in Halle, Wal-
ter Funkat, nahm ihre damals aktu-
ellen Arbeiten in sein opulentes Buch 
»Kunsthandwerk der DDR«, erschie-
nen anlässlich des 20. Jahrestages der 
DDR, auf. Und so wurde sie überregio- 
nal - auch im Ausland - bekannt und 
als frei arbeitende Künstlerin wahrge-
nommen. Seit 1968 lud sie das Grassi- 
museum zu den ständigen Jahres-
schauen in die Messestadt Leipzig 
ein. Internationale Beachtung ihres 
Könnens erwarb sie 1974 auf der ers- 
ten Quadriennale des Kunsthand-
werks Sozialistischer Länder in Er-
furt, auf der sie für ihre Rokoko- 
Adaptionen zum Schloss Molsdorf ei-
nen internationalen Zweiten Preis er-
hielt. Obwohl diese Internationale  
Ausstellung wegen der herrschenden 

Spaltung der Welt in Ostblock und 
Westblock von der offiziellen west-
lichen Politik nicht wahrgenommen 
wurde und auch nicht wahrgenom-
men werden durfte,  hat die west-
liche Fachwelt der Printmedien und 
der Museen die künstlerischen Bewe-
gungen bei uns – wie man erst heu-
te von seriösen Kunsthistorikern der 
jungen Generation erfahren kann –
akribisch wahrgenommen. Mit der 
erstmaligen Aufnahme ihrer Keramik- 
objekte in die  VIII. Kunstausstellung 
der DDR 1977 in Dresden war sie in 
der ersten Reihe der Keramikgestal-
ter der DDR angekommen. Die welt-
berühmte Meißner Porzellanmanu-
faktur lud sie 1981 zu einem Sympo- 
sium anlässlich des international ge-
feierten Böttgerjahres ein. Ein Kata-
log bezeugt dies.
Im Wendejahr 1989/90, als alle 
Künstler der DDR ihre staatlich ga-
rantierten Subventionen auf elek-
trische Energie, Niedrig-Besteuerung 
und gedeckelte Gewerbemieten ver-
loren, hat sie den Kopf hoch gehal-
ten und sich um die Neugründung 
eines Thüringischen Kunsthandwer-
kerverbandes bemüht. Das hat vie-
len ihrer Kollegen wieder neuen Op-
timismus verschafft. In manchen Zei-
tungsbeiträgen bezeichnet man sie als 
»Grande Dame« der deutschen Ke-
ramik-Kunst, ein Prädikat, das außer 
ihr nur Hedwig Bollhagen zugestan-
den wurde. Vor zwei Jahren wurde sie 
in dem zweibändigen Werk »Deut-
sche und internationale Keramik seit 
1946«, das zur gleichnamigen Aus-
stellung im Grassimuseum zu Leip-
zig erschien, nicht nur gelistet, son-
dern auch abgebildet. Der Buchautor 
zeigte sich überrascht von der hohen 
künstlerischen und innovativen Qua-
lität der DDR-Kunsthandwerker. Wir 
alteingesessenen DDR-Kunstsamm-
ler und Kunstwissenschaftler können 
darüber nicht staunen, weil wir das 
schon seit Jahrzehnten gewusst ha-
ben. Aber streiten wir nicht darüber 
und freuen uns lieber, dass nun auch 
die deutschen Kunstwissenschaftler 
wieder autonom urteilen können.

*
Die Verkaufsausstellung in der GBM-
Galerie, Berlin-Lichtenberg, Weit-
lingstraße 89, ist bis zum 9. Januar 
2012 montags bis freitags von 10 bis 
16 Uhr geöffnet.

Grande Dame der deutschen Keramikkunst

Geehrter „Aktivist“ 
Im November wurde die Rekon-
struktion der Eisenhüttenstäd-
ter Gaststätte „Aktivist“ mit dem 
Deutschen Denkmalpreis ausge-
zeichnet. Dazu übermittelte Dr. Pe-
ter Michel, Sprecher des Arbeits-
kreises „Kultur“ des GBM-Bun-
desvorstands, der Bürgermeisterin 
Dagmar Püschel herzliche Glück-
wünsche. In seinem Schreiben 
wird betont, dass „wir mit großer 
Anerkennung die denkmalpflege-
rischen Leistungen bei der Pflege 
des in den Fünfzigerjahren und da-
nach entstandenen neuen Stadtzen-
trums verfolgen. Eisenhüttenstadt 
hat sich zu einem lebendigen Mu-
seum der Architektur- und Kunst-
geschichte der DDR entwickelt, 
und nach den zahlreichen Enttäu-
schungen über Verdrängungs- und 
Vandalenakte im Umgang mit in 
der DDR entstandener Architek-
tur und Kunst an anderen Orten ist 
diese Auszeichnung ein Zeichen 
der Vernunft.“

Der GBM-Vorsitzende, Prof. Dr. Richter, beglückwünscht Ulli Wittich-Groß-
kurth zu der gelungenen Ausstellung			          Foto: Jens Schulze

Werkschau mit Arbeiten von
Heidrun Hegewald

Am 17. Dezember wird um 11 Uhr in der Städtischen Galerie  
Eisenhüttenstadt eine umfangreichere Werkschau unserer Men-
schenrechts-Preisträgerin Heidrun Hegewald eröffnet, die kürzlich  
ihren 75. Geburtstag begehen konnte. Aus diesem Anlass wird zwi-
schen der Künstlerin und dem Kunstarchiv Beeskow eine Vereinbarung 
zur Übernahme des künstlerischen Nachlasses unterzeichnet. 
Dazu sind die Mitglieder des Freundeskreises „Kunst aus der DDR“ herz-
lich eingeladen; Interessenten melden sich bitte in der GBM-Geschäfts-
stelle.
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Wir gratulieren!
Wir beglückwünschen alle Geburtstagskinder des Monats Dezember . 

Besonders herzlich grüßen wir
zum 99. Geburtstag
Walter Anders, Berlin

zum 97. Geburtstag
Rudolf Adam, Berlin
Prof. Dr. Johannes Zelt, Berlin

zum 94. Geburtstag
Herbert Mädler, Gera

zum 92. Geburtstag
Susanne Görnandt, Potsdam
Ernst Neubert, Berlin

zum 90. Geburtstag
Gerhard Graf, Berlin
Gertrud Kopitz, Berlin
Margarete Marggraf, Berlin

zum 89. Geburtstag
Ursula Marx, Berlin
Hans Rosenthal, Theißen
Dr. Gerhard Winkler, Berlin

zum 88. Geburtstag
Horst Doering, Berlin
Karl Dumke, Friedersdorf/Oderbr.
Dr. Fritz Hilbert, Zeuthen
Werner Knörnschild, Hirschberg
Prof. Dr. Ernst Machacek, Berlin
Gerhard Mertins, Berlin
Hildegard Müller, Schwerin
Ernst Mutschka, Berlin
Hildegard Stölzel, Berlin
Paul Voigt, Berlin

zum 87. Geburtstag
Marianne Berge, Berlin
Rolf Bille, Görlitz
Dr. Johannes Richter, Wandlitz
Hans Stieler, Dresden
Gisela Töpfer, Berlin

und nachträglich:
Siegfried Heger, Berlin

zum 86. Geburtstag
Bruno Kiesler, Berlin
Herbert Schümann, Schwerin
Harald Waldherr, Gera

zum 85. Geburtstag
Isabella Bondzio, Berlin
Käte Christ, Berlin
Anneliese Dehler, Berlin
Ruth Fritzsche, Freiberg
Friedel Karrer, Gleichen
Prof. Dr. Horst Müller, Berlin
Hannelore Polkowski, Berlin
Christel Reimann, Bernau
Rudolf Rogge, Schwerin
Elfriede Schürer, Chemnitz
Heinz Stöwer, Neubrandenburg
Dr. Horst Tschirschwitz, Berlin
Christel Waldhaus, Halberstadt
Otto Wendt, Cottbus
Hans Woitek, Berlin
und nachträglich:
Christa Meusel, Berlin
Harry Prill, Brandenburg

zum 80. Geburtstag
Gerhard Bloch, Berlin
Prof. Dr. Gerhard Öhlmann, Berlin
Prof. Dr. Johannes Oehme, 
	             Klein Wanzleben
Margot Savilla, Berlin

zum 75. Geburtstag
Johanna Güther, Chemnitz
Irma Hemmerlein, Berlin

Seit mehr als 20 Jahren toben sich 
die Ewiggestrigen aus, den So-

zialismus zu verteufeln, ihm Dinge 
unterzuschieben, die nicht zu ihm 
gehören und eher in Gesellschaften 
anzusiedeln sind, die den Reichtum 
der besitzenden Klassen garantieren. 
Was haben die kapitalistischen Phari-
säer nun erreicht? Das Wort „Sozialis-
mus“ und die Hoffnung auf das Gute 
durch ihn lebt bei den Menschen fort, 
selbstverständlich auf einen besseren 
Sozialismus, als es ihn über 40 Jahre 
in Europa gegeben hat.
Was haben die Verteidiger des Ka-
pitalismus eigentlich zu bieten? So- 
lange er besteht, ist er eine Gesell-
schaft von Krisen, der Arbeitslosig-
keit, ein Paradies für die Reichen, eine  
Gesellschaft, die den Krieg nicht las-
sen kann und nicht geeignet ist, fried-
fertige Zeiten zu garantieren. Von ih-
ren Vertretern werden Auswege ge-
sucht, den Kapitalismus irgendwie 
zu retten; aber Lösungen können sie 
nicht garantieren. Sie finden keine 
Auswege, weil das Privateigentum 
an den Hauptproduktionsmitteln kei-
ne Chance für eine krisenfreie Wirt-
schaft geben kann, selbst wenn sie 
es wollten. Der mehr als hundertjäh-
rige Kapitalismus hat sich zum aus-
geprägten Imperialismus gemausert 
und kann keine Möglichkeit  für ge-
sellschaftlichen Fortschritt bieten. Er 
ist heute –  im 21. Jahrhundert – ein 
tiefsitzender gesellschaftlicher Fehler, 
der von den kapitalistischen Machern 
als solcher nicht erkannt wird und 
nicht erkannt werden kann. Sie setzen 
sich über die geschichtliche Wahrheit 
hinweg, dass ihre Gesellschaft ver-
heerende Krisen und Kriege mit Mil-
lionen von Toten hervorgebracht hat. 
Ihr Gewissen wird nicht von Friedfer-
tigkeit gelenkt, sondern von der Wol-
lust an Kapital und Reichtum.
Was sich gegenwärtig im „Vereinig-
ten Europa“ auf wirtschaftlichem und 
politischem Gebiet abspielt, mit Ban-
kenkrisen, Zahlungsunfähigkeit klei-
nerer kapitalistischer Staaten, mit ko-
lossalen Einschränkungen für das 
arbeitende Volk, mit sogenannten 
Hilfsaktionen reicher Staaten für kri-
sengeschüttelte Länder, mit ihrer fol-
genschweren Rückzahlung an die rei-
chen Staaten, bestätigt in überzeu-
gender Weise, was W. I. Lenin 1915 
in seiner Arbeit „Über die Losung der 
Vereinigten Staaten von Europa“ ge-
schrieben hatte: „Vom Standpunkt der 
ökonomischen Bedingungen des Im-
perialismus, d.h. des Kapitalexports 
und der Aufteilung der Welt durch 
die ‚fortgeschrittenen’ und zivilisier-
ten Kolonialmächte, sind die Vereinig- 
ten Staaten von Europa unter kapita-
listischen Verhältnissen entweder un-
möglich oder reaktionär.“ (L, Bd. 21. 
S. 343)
Die führenden imperialistischen Staa-
ten bieten sich als “Friedensstifter” an, 
nennen sich Vertreter der Demokra-
tie und mischen sich in fremde Län-

der ein, um wie ein gewaltiger Tsu-
nami die ganze Welt kapitalistisch 
überschwemmen zu wollen. Sie pfei-
fen auf das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker, preisen sich als demokra-
tische Weltverbesserer. Ein Demokrat 
kann aber nur sein, wer ein anderes 
Volk selbst entscheiden lässt, wel-
che Ordnung für sein Land die beste 
ist. Kein Volk kann von außen her zu  
einer Ordnung mit Waffengewalt, die 
Tausende von Toten kostet, gezwun-
gen werden. Gerade diese Methode 
war in der bisherigen Menschheits-
geschichte die Ursache für grausame 
Kriege, die Millionen Menschen das 
Leben kostete. Nimmt man die Kriege 
des 20. Jahrhundert, so ergibt sich fol-
gendes Bild: In den fünfziger Jahren 
wurden durchschnittlich 12 Kriege 
pro Jahr geführt, in den 60er-Jahren 
22, in den 70er-Jahren 32, in den 80er-
Jahren 40. Es scheint sich der Kriegs-
pegel zur Zeit auf 50 bis 60 Konflikte 
einzustellen. Die Zahl der Kriege hat 
sich in einer Zeitspanne von nur 50 
Jahren vervierfacht, und das Gerede 
von Politikern entpuppt sich als Ge-
schwätz zur Irreführung der Massen. 
Ein Historiker hatte es sich vor Jah-
ren, als die Erde noch 2,4 Milliarden 
Menschen zählte, zur Aufgabe ge-
macht, die Toten zu zählen, die die 
bisherigen Kriege gebracht hatten. Er 
kam auf 2 Milliarden.
Seit die Erde besteht, wurden Herr-
schaftsinstanzen hervorgebracht, in 
denen bestialische Methoden zur Tö-
tung von Menschen an der Tagesord-
nung waren. Die Kirche war mit ihren 
Kreuzzügen, Völker in die christliche 
Lehre zu zwingen, nicht schuldlos. 
Wenn die heutige Kirche – ob evange-
lisch oder katholisch – glaubhaft sein 
will mit ihrer Predigt „Friede auf Er-
den und den Menschen ein Wohlge-
fallen“, müsste sie eigentlich auf der 
Seite derer stehen, die mit ihrer sozia-
listischen Orientierung zutiefst dem 
christlichen Glauben entsprechen. 
Ein Theologe aus Nicaragua, Ernesto  
Cardenal, ist so kühn, sich Kommu-
nist zu nennen und zu behaupten, 
dass die ersten Christen und Jesus 
selbst Kommunisten waren. Bei Lu-
kas, dem Evangelisten, sei auch ge-
schrieben, „dass jedem nach seinen 
Bedürfnissen gegeben werde“. Eben-
so hätten es Karl Marx und Friedrich 
Engels später im „Kommunistischen 
Manifest“ formuliert.
Die Erde selbst ist kein Gottesge-
schenk. Ihre Existenz ist der interes-
santeste Zufallstreffer bei der Entste-
hung des Weltalls überhaupt. Von den 
Abermilliarden Sternen des Weltalls 
ist sie bis heute der einzige Planet, der 
Leben in vielfältigen Formen bis zum 
intelligenten Menschen hervorge-
bracht hat. Die chemischen Elemente 
Wasserstoff, Sauerstoff, Kohlenstoff, 
Stickstoff wurden zur Voraussetzung 
für die Entstehung des Lebens in sei-
nen vielfältigen Formen. Lebensga-
rantie hat die Erde durch die durch-

schnittliche Entfernung von der Sonne  
mit 159,8 Milliarden Kilometern.  
Eine Abweichung von ein bis zwei 
Prozent, in Minus wie in Plus, würde  
sie entweder in einen Eisplaneten 
oder eine Wüste verwandeln. Mil-
liarden Jahre hat die Erde ohne Le-
ben existiert. Und sie wird auch eines 
Tages ohne Leben weiter existieren, 
wenn die Sonne nach 4,7 Milliarden 
Jahren ihre Funktion als Wärmespen-
der aufgeben wird. Das Leben auf  
der Erde wird also nicht ewig  
sein. Ob die Menschheit bis zur schlei-

Nachdenken über unsere Welt

chenden Erkaltung der Sonne exis-
tent sein wird und Pläne für die Aus-
wanderung auf andere Planeten ge-
funden werden, steht in den Sternen. 
Ich selbst glaube nicht an diese Ex- 
kursion. Aber ich glaube daran,  
dass in der Zeit, die uns zu leben bleibt, 
eine Ordnung gefunden ist, die dem 

„homo sapiens“ (lat.: weiser Mensch) 
zur Ehre gereicht, und die Mensch- 
heit sich nicht durch ein atomares  
Inferno von ihrem Planeten verab-
schiedet.

Rudolf Dix, Zeuthen

Unser Vorstandsmitglied Ernst  
J a g e r, Zepernick, richtete folgende 
Leserzuschrift an die „Märkische 
Oderzeitung“:
Letztinstanzlich genehmigten Rich-
ter der BRD den Bundesparteitag 
der NPD-Aktivisten in Neuruppin. 
Ein Zuhause für Neonazis! „Heil 
Deutschland“! Die Saat Adenauers 
erblüht. Nazideutschlands Erben ma-

chen Jagd auf Ausländer und Gegner. 
Menschenfeindlich!
Der Richterspruch beruft sich auf 
Gleichheitsgebot und Meinungsfrei-
heit. Eine Gleichstellung der NPD mit 
dem Rest der Republik? Sitzblocka-
den verboten! 
Wann wird endlich das NS-Unrecht in 
der BRD aufgearbeitet?

Keine Meinungsfreiheit für Neonazis
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Wir trauern um unsere verstorbenen Mitglieder
Büttner, Edith	 Berlin
Dickhoff, Werner	 Bernau b. Berlin
Döring, Martin	 Berlin
Prof. Dr. Gerlach, Manfred	 Berlin
Hagenau, Benno	 Rehfelde
Prof. Dr. Heuer, Uwe-Jens	 Berlin
Jähnigen, Günter	 Berlin
Kürth, Karl G. 	 Berlin
Müller, Annemarie	 Altenburg
Stuckmann, Heinz	 Köln
Werner, Friedhold	 Schleiz
Wieczisk, Georg	 Berlin

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten.

Chemnitz und Umgebung
Am 10. Dezember, dem Tag 
der Menschenrechte 2011, 
findet von 10 bis 12 Uhr im 
Veranstaltungsraum des Rot-
hauses e.V., Lohstraße 2, 
09111 Chemnitz ein Vortrag 
mit Diskussion zum Thema 

„Die BRD im Lichte der Men-
schenrechte“ statt. Es refe-
riert Harald Nestler, Sprecher 
des GBM-Ortsverbandes Ber- 
lin-Köpenick; er nahm als 

Vertreter der GBM an den 
abschließenden Arbeiten der 
wsk-Allianz, die den Parallel-
bericht zum BRD-Staatenbe-
richt über die Einhaltung des 
Paktes über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte 
vorlegte, und im Mai an den 
Beratungen des betreffenden 
UN-Ausschusses in Genf  
teil. Gemeinsame Veranstal-
tung mit GRH, ISOR und 
Rothaus e.V.

Hat mein Mitgliedsbeitrag die richtige Höhe?
Auch im laufenden Jahr waren unsere Mitglieder und 
Sympathisanten wieder spendenfreudig. Der Vorstand 
bedankt sich herzlich bei allen Spendern. Er möchte aber 
auch an die Beitragsehrlichkeit erinnern. 
Alle Mitglieder sollten bitte selbst überprüfen, ob ihr 
Beitrag noch der satzungsmäßigen Höhe entspricht. Das 
heißt: 1,50 Euro bei einem Netto bis 700 Euro, darüber 
2,60 Euro monatlich. 
Nur mit den eingehenden Beträgen läßt sich auch 
künftig exakt planen.

In der „Berliner Zeitung“ vom  
9. November 2011 veröffent-
lichte unser Vorstandsmit-
glied Eberhard R e h l i n g 
 folgende Anzeige:
In Berlin entdeckte ich Pflas-
termalereien, die auf den 
Fortbestand einer Sozial-
mauer hinweisen. Sie ver-
läuft entlang der ehemaligen 

Sozialgrenze
Staatsgrenze DDR zur BRD. 
Ostseitig sind Löhne bis 30 
und Renten 12 Prozent nied-
riger, nach dem 1. Juli 2012 
immerhin noch 10,5 Prozent. 
Die Regierenden schwärmen 
von der Einheit Europas, sind 
jedoch nicht in der Lage, ein-
heitliche Lebensverhältnisse 
in Deutschland herzustellen.

Am 27. Oktober veröffent- 
lichte die „Märkische Oder-
zeitung“ folgenden Leserbrief  
unseres Vorstandsmitglieds  
Ernst   J a g e r  (Panketal):
Der Irakkrieg kostete mehr als 
eine Billion US-Dollar, 4500 
amerikanische Soldaten star-
ben. Was hat es gebracht? Man 
erinnere sich an die abscheu-
lichen Nacktfotos von Gefol-
terten, das Niederballern von 
flüchtenden Zivilisten, an die 
Vernichtung von Kulturgut und  
Wohnraum, die zerstörte Infra-

struktur, die vielen tausend ge-
töteten Frauen und Kinder, die 
Leiden eines ganzen Volkes. 
Nein, die USA-Invasoren ver-
lassen das Land mit Schimpf 
und Schande. Bagdad hat es 
deutlich gemacht: keine Immu-
nität für Kriegsverbrecher!

„Teufelsbuhlschaft und Teu-
felswerk“ betitelte Ernst Jager  
seine Collage (2003) zum The-
ma „Zustimmung und Beten für 
Bushs Krieg im Irak“, die wir 
hier wiedergeben.

Abzug mit Schimpf und Schande


